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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Stundungen für von der Corona-Pandemie betroffene Betriebe verlängert 
 
Die Finanzministerien der Länder haben sich am 12. März 2021 darauf 
verständigt, die Möglichkeiten vereinfachter Stundungsanträge für von der 
Corona-Pandemie betroffene Unternehmen bis zum 30. Juni 2021 zu verlängern. 

Hierzu das Ministerium für Finanzen Baden-Württemberg: 

Seit dem Frühjahr 2020 können Betriebe, die von der Pandemie betroffen sind, in 
einem vereinfachten Verfahren Stundungen oder Herabsetzungen von 
Vorauszahlungen beantragen, ohne dass darauf Zinsen oder Säumniszuschläge 
erhoben werden. Auch Vollstreckungsmaßnahmen sind ausgesetzt. 

Durch den einstimmigen Beschluss der Finanzministerkonferenz sind die Länder 
nun berechtigt, die Stundungen bis zum 30. Juni 2021 zu gewähren. 

Fundstelle 

FinMin Baden-Württemberg, Pressemitteilung vom 12. März 2021.  

 

BMF: Umsatzsteuerliche Organschaft im vorläufigen Insolvenzverfahren 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat zu den Auswirkungen der 
Anordnungen der vorläufigen Eigenverwaltung unter Bestellung eines vorläufigen 
Sachwalters und dem Erlass einer Anordnung i.S.v. § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 InsO 
auf eine umsatzsteuerliche Organschaft Stellung genommen. 

Mit Urteil vom 27. November 2019, XI R 35/17 hat der BFH entschieden, dass 
weder die Anordnung der vorläufigen Eigenverwaltung beim Organträger noch 
die Anordnung der vorläufigen Eigenverwaltung bei der Organgesellschaft eine 
Organschaft beenden, wenn das Insolvenzgericht lediglich bestimmt, dass ein 
vorläufiger Sachwalter 
bestellt wird, sowie eine Anordnung gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 InsO erlässt. 

Daher wird nun im Umsatzsteuer-Anwendungserlass in Abschnitt 2.8. Abs. 12 
nach Satz 5 folgender Satz 6 angefügt: 
„Hingegen beenden weder die Anordnung der vorläufigen Eigenverwaltung beim 
Organträger noch die Anordnung der vorläufigen Eigenverwaltung bei der 
Organgesellschaft eine Organschaft, wenn das Insolvenzgericht lediglich 
bestimmt, dass ein vor läufiger Sachwalter bestellt wird sowie eine Anordnung 
gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 InsO erlässt (vgl. BFH-Urteil vom 27. 11. 2019, XI 
R 35/17, BStBl 2021 II S. XXX).“ 

https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/stundungen-fuer-von-der-corona-pandemie-betroffene-betriebe-verlaengert/
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Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 4. März 2021, III C 2 – S 7105/20/10001 :001. 

 

BMF: Ertragsteuerliche Erfassung der Zinsen auf Steuernachforderungen und 
Steuererstattungen gem. § 233a AO; Billigkeitsregelung 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 17. März ein Schreiben zur 
ertragsteuerlichen Erfassung der Zinsen auf Steuernachforderungen und 
Steuererstattungen gem. § 233a Abgabenordnung (AO) veröffentlicht. 

Das BMF-Schreiben sieht vor, dass aus Gründen sachlicher Härte auf Antrag 
Erstattungszinsen im Sinne des § 233a AO nach § 163 AO nicht in die 
Steuerbemessungsgrundlage einzubeziehen sind, soweit ihnen nicht abziehbare 
Nachzahlungszinsen gegenüberstehen, die auf ein und demselben Ereignis 
beruhen. Dabei sind die Erstattungszinsen und die diesen gegenüberstehenden 
Nachzahlungszinsen auf den Betrag der jeweils tatsächlich festgelegten Zinsen 
begrenzt. Der Antrag ist bei dem für die Personensteuer örtlich zuständigen 
Finanzamt zu stellen. 

Das Schreiben fasst das BMF-Schreiben vom 5. Oktober 2000 neu und enthält 
mehrere Beispiele. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 16. März 2021, IV C 1 – S 2252/19/10012 :011.   

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-03-04-auswirkungen-der-anordnungen-der-vorlaeufigen-eigenverwaltung-unter-bestellung-eines-vorlaeufigen-sachwalters-und.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2021-03-16-Ertragstl-Erfassung-Zinsen-Stnachforderung-Sterstattung-Billigkeitsregelung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 18. März 2021 

 
 
§ 41c Abs. 3 Satz 4 EStG ist erstmals auf den laufenden 
Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 31.12.2013 
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird. Eine Anwendung 
auf alle Änderungsanträge, über die nach dem 31.12.2013 zu 
entscheiden ist, unabhängig davon, ob sie Lohnsteuer-
Anmeldungen für Veranlagungszeiträume vor 2014 betreffen, 
kommt nicht in Betracht. 
Steht eine Lohnsteuer-Anmeldung nicht mehr unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung, hindert § 41c Abs. 3 Satz 4 EStG eine Änderung 
der Lohnsteuer-Anmeldung nach den allgemeinen 
Korrekturvorschriften der §§ 172 ff. AO nicht. 
 
Zum Urteil 

 

§ 3 Nr. 5a GrEStG erfasst den Grundstückserwerb durch den 
früheren Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes. 
Die Vorschrift erfasst nicht den Grundstückserwerb durch den 
früheren Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Auslegung der Tatbestandsmerkmale einer 
unternehmensbezogenen Sanierung i.S. von § 3a Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 2 EStG ist durch die zu § 3 Nr. 66 EStG a.F. ergangene 
Rechtsprechung des BFH bereits hinreichend geklärt. 
Die für eine Steuerbefreiung von Sanierungserträgen u.a. 
erforderliche Sanierungsabsicht setzt in jedem Fall den Nachweis 
voraus, dass der Gläubiger den Schuldenerlass auch mit dem Ziel 
der Sanierung des schuldnerischen Unternehmens ausgesprochen 
hat. Ausschließlich eigennützige Motive sind insoweit nicht 
ausreichend. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 

Urteil VI R 34/18: Keine 
allgemeine 
Änderungssperre 
durch § 41c Abs. 3 Satz 
4 EStG 
 
 
 
 
 
30. September 2020 
 

Beschluss II B 53/20: 
Grunderwerbsteuer 
bei Auflösung 
nichtehelicher 
Lebens-
gemeinschaften 
 
 
 
 
 
01. Dezember 2020 
 

 

 

Beschluss X B 63/20: 
Unternehmensbezoge
ne Sanierung gemäß § 
3a Abs. 2 EStG 
 
 
 
 
 
 
27. November 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110041/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150032/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150030/
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Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH zum grenzüberschreitenden Apothekenrabatt 

Eine Apotheke im EU-Ausland, die verschreibungspflichtige Arzneimittel an 
gesetzliche Krankenkassen liefert, ist aufgrund einer Rabattgewährung an die 
gesetzlich krankenversicherte Person umsatzsteuerrechtlich nicht zu einer 
Steuervergütung für die an die Krankenkasse ausgeführte Lieferung berechtigt. 
Dies hat der Europäische Gerichtshof aufgrund eines 
Vorabentscheidungsersuchens des BFH entschieden. 

Hintergrund 

Die Firma Z (Klägerin vor dem BFH) ist eine Apotheke, die in 2013 
verschreibungspflichtige Arzneimittel aus den Niederlanden nach Deutschland 
lieferte. Diese Arzneimittel wurden zum einen an gesetzlich krankenversicherte 
Personen und zum anderen an privat krankenversicherte Personen versandt. Für 
die Beantwortung eines Fragebogens zur jeweiligen Erkrankung zahlte die Firma 
Z den Betroffenen einen bestimmten Betrag als „Aufwandsentschädigung“. Bei 
der Lieferung verschreibungspflichtiger Arzneimittel an privat krankenversicherte 
Personen ging die Firma Z davon aus, dass sie Kaufverträge über die Arzneimittel 
mit diesen Personen abgeschlossen und diese daher unmittelbar beliefert habe. 
Insofern behandelte sie diese Lieferungen als in Deutschland steuerpflichtig. Sie 
war zudem der Auffassung, dass die Zahlung der Aufwandsentschädigungen an 
die privat krankenversicherten Personen zu einer Minderung der 
Steuerbemessungsgrundlage geführt habe. 

Im Streitfall geht es somit darum, ob die Klägerin eine Minderung der 
Steuerbemessungsgrundlage für die erste Lieferung an die gesetzlichen 
Krankenkassen geltend machen kann, da sie einen Rabatt an den Abnehmer der 
zweiten Lieferung, die die gesetzliche Krankenkasse gegenüber der gesetzlich 
krankenversicherten Person ausführt, gewährt. 

Vorlagefragen an den EuGH 

Der BFH erachtet daher seitens des EuGH für klärungsbedürftig, (erste 
Vorlagefrage) ob eine Apotheke, die Arzneimittel an eine gesetzliche 
Krankenkasse liefert, aufgrund einer Rabattgewährung an den 
Krankenversicherten zur Minderung der Steuerbemessungsgrundlage auf der 
Grundlage des Urteils des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 24. Oktober 
1996, Elida Gibbs (C-317/94) berechtigt ist. Zweite Vorlagefrage (bei Bejahung 
der ersten Vorlagefrage): Widerspricht es den Grundsätzen der Neutralität und 
der Gleichbehandlung im Binnenmarkt, wenn eine Apotheke im Inland die 
Steuerbemessungsgrundlage mindern kann, nicht aber eine Apotheke, die aus 
einem anderen Mitgliedstaat an die gesetzliche Krankenkasse 
innergemeinschaftlich steuerfrei liefert? – Siehe dazu die Ausführungen in 
unserem Blogbeitrag vom 1. November 2019. 

Die Firma Z ist der Ansicht, dass sie nach dem EuGH-Urteil vom 24. Oktober 
1996, Elida Gibbs zu einer Minderung der Bemessungsgrundlage aufgrund einer 
Entgeltminderung berechtigt sei. Dem hat jedoch der EuGH mit seinem heutigen 
Urteil einen Riegel vorgeschoben. 

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/11/01/eugh-vorlage-zum-apothekenrabatt-im-umsatzsteuerrecht/
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Entscheidung des EuGH 

Leitsatz: Art. 90 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 
2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen, dass 
ein in einem Mitgliedstaat niedergelassene Apotheke nicht zur Minderung ihrer 
Steuerbemessungsgrundlage berechtigt ist, wenn sie Lieferungen 
pharmazeutischer Produkte als in diesem Mitgliedstaat von der Mehrwertsteuer 
befreite innergemeinschaftliche Lieferungen an eine gesetzliche Krankenkasse 
mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat erbringt und den bei dieser Krankenkasse 
versicherten Personen einen Rabatt gewährt. 

Art. 90 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 sieht vor, dass im Falle der Annullierung, 
der Rückgängigmachung, der Auflösung, der vollständigen oder teilweisen 
Nichtbezahlung oder des Preisnachlasses nach der Bewirkung des Umsatzes die 
Steuerbemessungsgrundlage unter den von den Mitgliedstaaten festgelegten 
Bedingungen entsprechend vermindert wird. 

Der Verkauf der in Rede stehenden pharmazeutischen Produkte ist Gegenstand 
zweier Lieferungen: Zunächst von der Apotheke an die gesetzliche Krankenkasse 
und zweitens von dort an die bei ihr versicherten Personen. Bei der ersten 
Lieferung handelt es sich um eine innergemeinschaftliche Lieferung, die gemäß 
Art. 138 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 in den Niederlanden von der Steuer befreit 
ist. Daher ist die gesetzliche Krankenkasse als juristische Person nach Art. 2 Abs. 
1 Buchst. b Ziff. i dieser Richtlinie verpflichtet, auf den dieser Lieferung 
entsprechenden Erwerb Mehrwertsteuer zu entrichten. Die zweite Lieferung, die 
von der gesetzlichen Krankenkasse an ihre Versicherten erfolgt, fällt nicht in den 
in Art. 2 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2006/112 festgelegten 
Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer. 

Die Firma Z wolle, so der EuGH, infolge eines Rabatts, den sie gesetzlich 
krankenversicherten Personen gewährte, eine Minderung ihrer 
Steuerbemessungsgrundlage in Bezug auf Lieferungen an privat 
krankenversicherte Personen erhalten. Im Rahmen des gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystems sei es jedoch ausgeschlossen, die Minderung der 
Steuerbemessungsgrundlage hinsichtlich eines Umsatzes auf die Berechnung der 
Steuerbemessungsgrundlage eines anderen Umsatzes anzurechnen. 

Da die Firma Z nicht über eine Steuerbemessungsgrundlage verfügt, die 
Gegenstand einer Berichtigung sein könnte, sind auch die Voraussetzungen für 
die Anwendung von Art. 90 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 nicht erfüllt. Insofern 
war der EuGH hier nicht gefordert zu prüfen, ob eine Kette von Umsätzen im 
Sinne des Urteils vom 24. Oktober 1996, Elida Gibbs vorliegt. 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 11. März 2021 (C-802/19), Firma Z. 

 

Steuerlicher Wertverlust von Aktien infolge der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens 

Erlischt das Mitgliedschaftsrecht des Aktionärs einer inländischen 
Aktiengesellschaft (AG), weil diese infolge einer Insolvenz aufgelöst, abgewickelt 
und im Register gelöscht wird, entsteht dem Aktionär ein steuerbarer Verlust, 
wenn er seine Einlage ganz oder teilweise nicht zurückerhält. Werden solche 
Aktien schon vor der Löschung der AG im Register durch die depotführende Bank 
aus dem Depot des Aktionärs ausgebucht, entsteht der Verlust bereits im 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=238747&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=456983
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Zeitpunkt der Ausbuchung. Von einer Verlustentstehung kann aber nicht bereits 
zu einem Zeitpunkt ausgegangen werden, zu dem mit einer Auskehrung von 
Vermögen im Rahmen der Schlussverteilung des Vermögens der AG objektiv 
nicht mehr rechnen ist oder die Notierung der Aktien an der Börse eingestellt oder 
deren Börsenzulassung widerrufen wird. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Der Kläger und Revisionskläger hatte im Jahr 2009 Aktien an einer 
börsennotierten inländischen AG erworben, die in einem Depot verwahrt wurden. 
Der Kläger war an der AG zu weniger als 1% beteiligt. Die Aktien waren 
Bestandteil seines steuerlichen Privatvermögens. 

Über das Vermögen der AG wurde im Jahr 2012 das Insolvenzverfahren eröffnet. 
Die Aktien wurden zum 31. Dezember 2013 im Depot des Klägers noch mit einem 
Stückpreis ausgewiesen. Er wollte im Rahmen der Einkommensteuerfestsetzung 
für das Streitjahr 2013 einen Totalverlust aus dem Investment mit 
Aktienveräußerungsgewinnen verrechnen, die er im Streitjahr 2013 erzielt hatte. 
Das Finanzamt und das Finanzgericht München lehnten die begehrte 
Verrechnung ab. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH stimmte dem im Ergebnis zu und wies die Revision des Klägers als 
unbegründet zurück. 

Er entschied, § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz (EStG) und § 20 
Abs. 2 Satz 2 EStG in der im Streitjahr anzuwendenden Fassung enthielten eine 
planwidrige Lücke, da das Gesetz weder für den Fall des rechtlichen Untergangs 
inländischer Aktien aufgrund einer insolvenzbedingten Löschung noch für deren 
Ausbuchung aus dem Depot durch die depotführende Bank einen 
Realisationstatbestand vorsehe. Auf diese Vorgänge sei der 
Veräußerungstatbestand gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG entsprechend 
anzuwenden. Ein steuerbarer Verlust entstehe für den Aktionär aber erst, wenn er 
aufgrund des rechtlichen Untergangs seines Mitgliedschaftsrechts oder der 
Ausbuchung der Aktien aus dem Depot einen endgültigen Rechtsverlust erleide. 
Im Streitjahr 2013 habe der Kläger zwar einen Wertverlust hinnehmen müssen. 
Dieser habe aber weder den Bestand seines Mitgliedschaftsrechts berührt noch 
seien die Aktien aus dem Depot des Klägers ausgebucht worden. 

Die Entscheidung hat Bedeutung für Aktien, die nach dem 31. Dezember 2008 
erworben worden sind und bei denen der Untergang des Mitgliedschaftsrechts 
oder die Depotausbuchung in den Veranlagungszeiträumen von 2009 bis 
einschließlich 2019 stattfindet. Für Veranlagungszeiträumen ab 2020 hat der 
Gesetzgeber in § 20 Abs. 6 Satz 6 EStG geregelt, dass Verluste aufgrund einer 
Ausbuchung wertloser Aktien und eines sonstigen Ausfalls von Aktien steuerbar 
sind und einer eigenständigen Verlustverrechnungsbeschränkung unterliegen. Da 
die vorherige gesetzliche Lücke geschlossen wurde, bedarf es einer 
entsprechenden Anwendung des Veräußerungstatbestands aufgrund des 
rechtlichen Untergangs des Mitgliedschaftsrechts und bei einer Depotausbuchung 
ab dem Veranlagungszeitraum 2020 nicht mehr. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 17. November 2020 (VIII R 20/18), veröffentlicht am 11. März 
2021, vgl. die Pressemitteilung 006/20 des BFH. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110038/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerlicher-wertverlust-von-aktien-infolge-der-eroeffnung-des-insolvenzverfahrens/
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Aktuelles zur Umsatzsteuer 2021 

23.03., Webcast 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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